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Gemeinsam Interessen vertreten

Haus & Grund  
Mecklenburg- 
Vorpommern
Eigentümerschutz- 
Gemeinschaft der  
Haus-, Wohnungs-  
und Grundeigentümer

Im Februar traf sich erneut die 
Lenkungsgruppe „Anti-Graffiti“ 
der Landeshauptstadt Schwerin 
bei der Oberbürgermeisterin An-
gelika Gramkow (LINKE), um 
über das weitere Vorgehen in der 
Region zu beraten. Auch ein Ver-
treter von Haus & Grund 
Schwerin war dabei.

Dem Polizeidirektor Wilfried 
Kapischke als Mitglied der Len-
kungsgruppe wurde die Leitung 
dieser Sitzung, in welcher es zu-
nächst um das Thema „Von der 
Selbstverpflichtungserklärung 
bis zur Beseitigung von Graffit-
is“ ging, übertragen. Zielstellung 
ist eine künftig noch zügigere 
Beseitigung illegaler Graffitis, so-
wie der Ansatz einer besseren 
Koordination und Organisation 
der Hauseigentümer im Bereich 
der Landeshauptstadt. 

Dabei geht es der Stadt u. a. 
um ein langfristiges, kontinuier-
liches und nachhaltiges Handeln 
der Öffentlichkeit in der Sache 
„illegale Graffitis“, der Bildung 
einer Organisationsgruppe, um 
rechtzeitiges Aufklären von Kin-
dern und Jugendlichen vor Ort 
an den Schulen mit Hinweisen 
auf die Strafbarkeit von Sachbe-
schädigungen in der Öffentlich-
keit. Insbesondere das Thema 
der präventiven Aufklärung 
spielte eine große Rolle.

So will z. B. die Polizei an 13 
Schweriner Schulen thematische 
Aktionstage gestalten, um insge-
samt 2.700 Schülern der Klas-
senstufen 7 bis 11 das Thema 

„Illegale Graffitis“ im kriminal-
präventiven Vortrag näher brin-
gen, um dort vor allem den Be-
reich der Sachbeschädigungen 
anzusprechen und auf üble, per-
sönliche Folgen der Begehung 
von Straftaten hinzuweisen.

In ihrem Vortrag vor der Len-
kungsgruppe wies Kriminal-
hauptkommissarin Schwarz da-
rauf hin, dass es ihr vorrangig 
um den Informationsfluss geht, 
der junge Menschen davor be-
wahren soll, derartige Straftaten 
zu begehen. „Es muss unmiss-
verständlich darauf verwiesen 
werden, dass illegal gesprühte 
Graffitis hohe Kosten und viel 
Leid bei den geschädigten Eigen-
tümern erzeugen und unbedingt 
zu unterlassen sind“. Sie werden 
als Straftat geahndet und verur-
sachen bei Verurteilung der vor-
rangig jungen Täter meist hohe 
Schulden, die über 30 Jahre 
nicht verjähren. Außerdem lösen 
sie erheblichen Frust - nicht zu-
letzt bei den Eltern - der meist 
jungen Täter aus. Kriminalhaupt-
kommissarin Schwarz verdeutli-
chte, dass den jungen Sprayern 
übereinstimmend von allen Er-
ziehungsträgern deutlich klar 
gemacht werden muss, dass 
Kunst ein anderes Gesicht trägt 
und das sich die Menschen der 
Stadt nicht mit illegal erzeugten 
Erscheinungsbildern identifizie-
ren. Es ging also um „Prävention 
vor Repression“.

Die Oberbürgermeisterin Gram-
kow trat außerdem an uns private 

Haus-, Wohnungs- und Grund-
stückseigentümer Schwerins he-
ran. Sie bat uns zu prüfen, wer 
von uns Eigentümern ggf. freie 
Flächen (Wände, Zäune etc.) zur 
Verfügung stellen könnte, damit 
Jugendliche hier unter Aufsicht 
legale Flächengestaltungen in 
Übereinstimmung mit den Haus-
eigentümern sowie der Kommu-
ne „ausleben“ können. Selbst di-
verse Unternehmen der Stadt 
wurden angesprochen, hätten in 
der Vergangenheit zugesagt und 
zum Teil sogar gute Erfahrungen 
mit legal besprühten Flächen ver-
meldet. 

Der stellv. Vorstandsvorsitzende 
des Ortsvereins Haus & Grund 
Schwerin, RA Lutz Heinecke zur 

Sache: „Wir unterstützen den 
Vorschlag. Wer von unseren 
Haus- und Wohnungseigentü-
mern der Stadt bereit ist, be-
kannten Graffiti-Künstlern legale 
Flächen zur Verfügung zu stellen, 
kann sich selbstverständlich tele-
fonisch in der Schweriner Haus & 
Grund- Geschäftsstelle melden 
(Tel.: 0385 5777 410). Wir leiten 
die Mitteilung an die zuständige 
Stelle der Stadt weiter“. 

Ob sich damit künftig aller-
dings die Graffiti-Szene der ille-
galen Farbschmierer zum Posi-
tiven ändert, bleibt wohl in der 
Kategorie „Wunschtraum & Hoff-
nung“ verankert.

Ma. ÖA H&G SN

Welch unsägliches Bild illegale Graffitis - gekoppelt mit dem 
Zerfall ungenutzter Gebäude - den Menschen der Stadt sowie 
unseren Gästen bietet, zeigt besonders deutlich die Fassade 
des ehemaligen Filmtheaters „Schauburg“
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Zum künftigen Umgang mit illegalen
Graffitis in der Landeshauptstadt Schwerin

Vor über zwei Jahren zog die 
FDP mit einem Wahlergebnis 
von fast 10 Prozent in den Land-
tag von Mecklenburg-Vorpom-
mern ein. Sie sieht sich als ein-
zige bürgerliche Opposition, de-
ren sieben Abgeordneten seitdem 
das Handeln der Großen Koaliti-
on beobachten und sich nicht 
selten kritisch einbringen. Als 
Ziel setzt sich die FDP nach wie 
vor eine „aktive Gestaltung der 
Landespolitik im Sinne der Men-
schen“. Die liberale Oppositions-
partei ist enttäuscht von dem 
schwer durchschaubaren Han-
deln der Regierungskoaltion im 
Land.

Ehrenpräsident Erwin Mantik 
von Haus & Grund Mecklenburg-
Vorpommern sprach im 
Schweriner Schloss mit dem Vor-
sitzenden der FDP-Landtagsfrak-
tion Mecklenburg-Vorpommern 
Michael Roolf. Dieser erörterte 
die schwierigen Debatte mit der 
SPD – CDU-Koalition im Landtag 
von Mecklenburg-Vorpommern 
am Beispiel der Kreisgebietsre-
form und sagte: „Mecklenburg-
Vorpommern braucht eine schlan-
ke, bürgernahe Verwaltung mit 
durchschaubaren Zuständig-
keiten! Wenn sich zwei Hamster 
im Rädchen einen Wettlauf bie-
ten, kommen sie kein Stückchen 
weiter vorwärts, nur weil sie be-
ginnen schneller zu laufen“. Sei-
ner Ansicht nach nehmen die 
Debatten von SPD und CDU um 
mögliche Aufgabenübertragungen 
und Verwaltungszusammenle-
gungen in der Fläche Mecklen-
burg-Vorpommerns inzwischen 
groteske Züge an. 

Nachdem zunächst nur über 
den Weg der Verwaltungsreform 
gestritten wurde, ist man sich in-
zwischen sogar im Ziel uneins. 
Roolf weiter: „Derartige Diskus-
sionsprozesse zwischen Regie-
rungspartnern, wie sie kürzlich 
im Landtag von Mecklenburg-
Vorpommern öffentlich wurden, 
erwarte ich eigentlich vor dem 
Einbringen eines Gesetzent-
wurfes, nicht aber hinterher. Das 
ganze Verfahren verkommt zur 
Farce und ist ein bitteres Armuts-
zeugnis für die Koalition“. Die 
öffentliche Debatte ist seiner Mei-
nung nach ein Spiel auf Zeit und 
die angekündigte Kommunalisie-
rung von 200 Personalstellen sei 
ein „Feigenblatt“, um die ausblei-
benden Einsparungen und das 
eigene Versagen zu verdecken. 
Zusammenfassen lassen sich de-
ren letzten Gespräche damit, dass 
jeder der Partner irgendwann, ir-
gendwie, irgendwas ändern 
möchte – aber nicht kann. Das 
Projekt „umfassende Verwal-
tungsreform aus einem Guss“ für 
Mecklenburg-Vorpommern sei 
somit längst gescheitert.

Roolf: „Mecklenburg-Vorpom-
mern braucht eine Reform, die 
kompetente Antworten auf die 
Herausforderungen der Zukunft 
gibt. Das Verwirrspiel von Unzu-
ständigkeiten sollte bald ein En-
de haben! Die Menschen im 
Land haben das Recht auf eine 
schlanke und bürgernahe Ver-
waltung, deren Strukturen und 
Zuständigkeiten einfach zu 
durchschauen sind. Die derzei-
tige Verfahrensweise der Koaliti-
on torpediert dieses Ziel“.

FDP ist enttäuscht über 
Verlauf geplanter

Verwaltungsreform in M-V

Der Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion M-V Roolf (rechts) beim 
Meinungsaustausch mit H&G M-V Ehrenpräsident Mantik (links). 

Der Bundesgerichtshof hat in 
seinem Urteil vom 27. Januar 
2010 (VIII ZR 159/09) entschie-
den, dass eine Eigenbedarfskün-
digung wegen des Wohnbedarfs 
einer Nichte des Vermieters 
wirksam ist.

Im Sommer 2004 zog die da-
mals 85-jährige Klägerin aus ih-
rer Eigentumswohnung in Ba-
den-Baden aus und übersiedelte 
in eine nahe gelegene Senioren-
residenz. Sie vermietete die 
Wohnung ab September 2004 

an die Beklagten zu einer mo-
natlichen Miete von 1.050 Euro. 
Im August 2007 übertrug die 
verwitwete und kinderlose Klä-
gerin das Eigentum an der Woh-
nung im Wege vorweggenom-
mener Erbfolge auf ihre Nichte; 
dabei behielt sie sich einen 
Nießbrauch an der Wohnung 
vor. In dem Übertragungsver-
trag verpflichtete sich die Nich-
te als Gegenleistung gegenüber 
der Klägerin, auf Lebenszeit de-
ren Haushalt in der Seniorenre-
sidenz zu versorgen und die 
häusliche Grundpflege der Klä-
gerin zu übernehmen. 

Durch Anwaltsschreiben ließ 
die Klägerin seit August 2007 
mehrfach Kündigungen des mit 
den Beklagten bestehenden 
Mietverhältnisses aussprechen. 
Als Kündigungsgrund wurde 
auch Eigenbedarf für die Nichte 
aufgrund der Pflegevereinba-
rung im Vertrag vom August 
2007 geltend gemacht. Das 
Amtsgericht hat die anschlie-
ßend von der Vermieterin erho-
bene Räumungsklage abgewie-
sen. Das Landgericht hat die 
Berufung der Klägerin zurück-
gewiesen. 

Die dagegen gerichtete Revisi-
on der Klägerin hatte Erfolg. Der 
unter anderem für das Wohn-
raummietrecht zuständige VIII. 
Zivilsenat des Bundesgerichts-
hofs hat entschieden, dass die 
Nichte der Klägerin als Familien-
angehörige im Sinne § 573 Abs. 
2 Nr. 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buches anzusehen ist und die 
Eigenbedarfskündigung deshalb 
berechtigt war. Der Bundesge-
richtshof hat in Fortführung sei-
ner bisherigen Rechtsprechung 
zu § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB ausge-
führt, dass nicht nur Geschwi-
ster, sondern auch deren Kinder 
noch so eng mit dem Vermieter 
verwandt sind, dass es nicht da-
rauf ankommt, ob im Einzelfall 
eine besondere persönliche Be-
ziehung oder soziale Bindung 
zum Vermieter besteht.

 
Ein berechtigtes Interesse des 

Vermieters an der Beendigung des 
Mietverhältnisses liegt also immer 
dann vor, wenn der Vermieter die 
Räume als Wohnung für sich, sei-
ne Familienangehörigen oder An-
gehörige seines Haushalts benöti-
gt. Eine Kündigung zum Zwecke 
der Mieterhöhung wäre jedoch 
ausgeschlossen.

Eigenbedarfskündigung wegen Wohnbedarfs
von Familienangehörigen 

So geht´s in der Zeitung H&G 
Mecklenburg-Vorpommern! 

Die meisten mittelständischen 
Unternehmen und Handwerksbe-
triebe in Mecklenburg-Vorpom-
mern drosseln derzeit erheblich 
ihr Marketingbudget, um betrieb-
liche Ausgaben zu senken. Sie 
wundern sich gleichzeitig, dass 
dabei ihre Einnahmen sowie der 
Bekanntheitsgrad der Firmen sin-
ken. Doch das kann man ändern!

Mit Anzeigen in der Zeitung 
Haus & Grund Mecklenburg-Vor-
pommern erreichen sie in vielen 
Städten und Gemeinden des 

Landes gezielt unsere organisier-
ten Haus-, Wohnungs- und 
Grundstückseigentümer. Wir le-
gen dabei im Interesse unserer 
Mitglieder bei der Werbung Wert 
auf Qualität, Zuverlässigkeit und 
Verlässlichkeit der Firmen.

Es kommt also darauf an, das 
Medienbuying ihrer Firma durch 
gezielte Werbung in richtige Hän-
de zu legen, um mehr Öffentlich-
keit zu erreichen, dadurch letzt-
lich Gewinne zu erzielen und re-
gional bestens auf Zukunft 
eingestellt zu sein.

Ihre Redaktion

Haus & Grund M-V

Werbung günstig kaufen?

Seit Februar 2010 arbeitet Karin 
Redmann (Bild), die Leiterin der 
Schweriner Haus & Grund- Haus-
verwaltung, ehrenamtlich im 
NDR Rundfunkrat mit. 

In diesem sind insgesamt 58 
Vertreter aus vier NDR-Staats-
vertragsländern – die Freie und 
Hansestadt Hamburg sowie die 
Länder Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen und 

Schleswig-Holstein vertreten. 
Sie haben im NDR mit darauf 
zu achten, dass dieser im Hör-
funk und Fernsehen eine freie, 
individuelle und öffentliche 
Meinungsbildung als Sache der 
Allgemeinheit abbildet. 

Die im Sendegebiet bedeut-
samen politischen, weltan-
schaulichen und gesellschaft-
lichen Kräfte und Gruppen – zu 

welchen auch ein Haus- und 
Grund-Verein aus M-V gehört, 
tragen dazu bei, dass der NDR 
seine Aufgaben eigenverant-
wortlich im Rahmen des gel-
tenden Rechts und auf der 
Grundlage der verfassungs-
rechtlich garantierten Rund-
funkfreiheit erfüllt. Wir wün-
schen Frau Redmann im wich-
tigen Ehrenamt besten Erfolg.

H&G M-V

Karin Redmann neu im NDR Rundfunkrat
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Der Bundesgerichtshof hat in 
seinem Urteil vom 20. Januar 
2010 – VIII ZR 329/08 zur Haf-
tung für die Kosten der Beliefe-
rung eines in Wohnungseigen-
tum aufgeteilten Hauses mit 
Wasser sowie der Abwasserent-
sorgung wie folgt entschieden: 
Eine Haftung einzelner Woh-
nungseigentümer als Gesamt-
schuldner (§ 421 BGB) für die 
Forderung des klagenden Versor-
gungsunternehmen wurde im 
entschiedenen Fall verneint. Je-
der Wohnungseigentümer haftet 
einem Gläubiger also nur nach 
dem Verhältnis seines Miteigen-
tumsanteils (WEG § 16 Abs. 1 
Satz 2) für Verbindlichkeiten der 
Gemeinschaft der Wohnungsei-
gentümer, die während seiner 
Zugehörigkeit zur Gemeinschaft 
entstanden oder während dieses 
Zeitraums fällig geworden sind.

Die drei Wohnungseigentümer 
sind - neben anderen – als Mit-
glieder einer Wohnungseigentü-
mergemeinschaft so genannte 
Miteigentümer eines Grund-

stücks. Die Klägerin versorgte 
dieses Grundstück mit Trinkwas-
ser und entsorgte das auf dem 
Grundstück anfallende Schmutz-
wasser. Die Klägerin verlangt 
von den Beklagten als Gesamt-
schuldner die Zahlung restlichen 
Entgelts in Höhe von rund 3.600 
Euro für die von ihr erbrachten 
Leistungen im Zeitraum von 
April 2006 bis März 2007. Die 
Beklagten sind der Ansicht, dass 
nur die rechtsfähige Gemein-
schaft der Wohnungseigentümer 
für die Forderungen der Klägerin 
hafte und nicht die jeweiligen 
Mitglieder als Gesamtschuldner.

Das Amtsgericht hat der Klage 
gegen eine Beklagte aufgrund 
eines Anerkenntnisses teilweise 
stattgegeben; die weitergehende 
Klage hat es abgewiesen. Auf die 
Berufung der Klägerin hat das 
Landgericht der Klage in vollem 
Umfang stattgegeben. 

Die dagegen gerichtete Revisi-
on der beiden anderen Beklagten 
hatte Erfolg. Der VIII. Zivilsenat 
des Bundesgerichtshofs hat ent-
schieden, dass die Beklagten 

nicht als Gesamtschuldner haf-
ten. Die Vertragsangebote der 
Klägerin richteten sich nach dem 
Wortlaut der Vertragsbedin-
gungen nicht an die einzelnen 
Wohnungseigentümer, sondern 
an die Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer. Mit der An-
nahme der Angebote sind Verträ-
ge über die Belieferung mit Was-
ser und die Abwasserentsorgung 
jeweils mit der Wohnungseigen-
tümergemeinschaft zustande ge-
kommen. Soweit diese bei der 
Verwaltung des gemeinschaft-
lichen Eigentums am Rechtsver-
kehr teilnimmt, ist sie nach der 
neueren Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs rechtsfähig 
(Beschluss vom 2. Juni 2005 - V 
ZB 32/05, BGHZ 163, 154; vom 
Gesetzgeber zum 1. Juli 2007 in 
der Vorschrift des § 10 Abs. 6 
Wohnungseigentumsgesetz 
(WEG) umgesetzt). Dies hat 
Konsequenzen für das Haftungs-
system. Konnte ein Gläubiger für 
Schulden der Gemeinschaft nach 
früherer Auffassung sämtliche 
Wohnungseigentümer als Ver-

tragspartner und somit als Ge-
samtschuldner in Anspruch neh-
men, ist Vertragspartner nun-
mehr in der Regel die 
teilrechtsfähige Wohnungseigen-
tümergemeinschaft. Daneben 
kommt eine gesamtschuldne-
rische Haftung der Wohnungsei-
gentümer nur in Betracht, wenn 
sie sich daneben klar und ein-
deutig auch persönlich verpflich-
tet haben. Daran fehlt es im ent-
schiedenen Fall. 

Der Bundesgerichtshof hat in 
seinem Urteil vom 20. Januar 
2010 (VIII ZR 329/08) die Sache 
an das Landgericht Berlin zu-
rückverwiesen. Dieses muss nun 
die Miteigentumsanteile der Be-
klagten feststellen. Denn die Be-
klagten haften zwar nicht als 
Gesamtschuldner für die ge-
samte Forderung, sie haften aber 
gemäß § 10 Abs. 8 Wohnungsei-
gentumsgesetz nach dem Ver-
hältnis ihres jeweiligen Miteigen-
tumsanteils für die Verbindlich-
k e i t e n  d e r 
Wohnungseigentümergemein-
schaft. 

Haftung einzelner Mitglieder einer Wohnungsei-
gentümergemeinschaft für Versorgungsleistungen 

Die Entscheidung über Leben 
oder Sterben von Schwerkranken 
wird rechtlich etwas einfacher. 
Für Ärzte und Betreuer gibt es 
künftig mehr Sicherheit, wenn 
der Patient vorher eine Patienten-
verfügung abgegeben hat. Nach 
sechsjähriger Debatte einigte sich 
der Bundestag auf ein Gesetz, das 
den Verfügungen weitgehend zur 
Wirkung verhelfen soll. Zum 1. 
September tritt das Gesetz über 
die Patientenverfügungen in 
Kraft.  Nach allgemeinen Schät-
zungen hat rund jeder achte 
Mensch in Mecklenburg-Vorpom-
mern seinen Willen in einer Pati-
entenverfügung festgelegt. Sie 
wollen am Ende ihres Lebens 
noch selbst über ihren Körper be-
stimmen können und nicht hilf-
los einer Intensivmedizin ausge-
liefert sein. Das Gesetz sieht vor, 
dass Verfügungen befolgt werden 
müssen, wenn Arzt und Betreuer 
feststellen, dass die Situation ein-
getreten ist, die der Patient vor 
Augen hatte, als er sein Schrift-
stück persönlich verfasste. Nur 

wenn sich beide nicht einig sind, 
entscheidet ein Gericht. Auch 
Ärzte haben dank der Regelung 
künftig mehr Gewissheit, dass sie 
nicht wegen unterlassener Hilfe-
leistung verurteilt werden, wenn 
sie keine lebensverlängernden 
Maßnahmen einleiten, die der 
Patient nicht gewollt hat. Der be-
handelnde Arzt prüft, welche 
ärztliche Maßnahme im Hinblick 
auf den Gesamtzustand und die 

Prognose eines Patienten indiziert 
ist. Er und der Betreuer erörtern 
diese Maßnahme generell unter 
Berücksichtigung des Patienten-
willens. 

Mit dem Gesetz wird nun also 
gewährleistet, dass sich diejeni-
gen, die sich für eine solche Ver-
fügung entschieden haben, da-
rauf verlassen können, dass sie 
auch befolgt wird. In dem Gesetz 

ist klargestellt, dass jede Patien-
tenverfügung so umzusetzen ist, 
wie es dem Willen des Betrof-
fenen entspricht. Niemand wird 
gehindert, seine schriftliche Ver-
fügung zu ändern, jeder kann 
sich auch mündlich von seinen 
Festlegungen jederzeit lösen. 
Arzt und Betreuer bzw. Bevoll-
mächtigter sollen eng zusammen 
wirken, um den wirklichen Wil-
len des Patienten und eben auch 
Irrtümer oder missverständliche 
Formulierungen aufzuklären. 
Angehörigen und Vertrauensper-
sonen soll Gelegenheit zur Äu-
ßerung gegeben werden, nur in 
Zweifelsfällen entscheidet das 
Gericht. 

Haus & Grund Mecklenburg-
Vorpommern rät, grundsätzlich 
eine vorhergehende Beratung z. 
B. bei seinem Hausarzt und eine 
in gewissen Abständen erfol-
gende Aktualisierung durchzu-
führen.

Ma. H&G M-V 

Gesetz über Patientenverfügungen tritt in Kraft Deutschland steht am Beginn 
einer neuen TV-Ära: Hochauflö-
sendes Fernsehen als „High Defi-
nition Television“ (HDTV) wurde 
mit Beginn der Winterolympiade 
am 12. Februar 2010 im Markt 
eingeführt und bringt uns eine 
bisher nicht gekannte Bild- und 
Tonqualität. 

Viele der neu angebotenen 
Flat-TVs sind außerdem mit 
einem integrierten Festplattenre-
corder DR+ ausgestattet, der die 
unkomplizierte Aufzeichnung 
hoch auflösender Inhalte von 
Fernseh-Sendungen ohne Quali-
tätsverlust ermöglichen. So kön-
nen heute bereits hochauflö-
sende Bilder außerdem auf groß-
en externen Festplatten mit Platz 
für rund 100 Stunden Film- oder 
sonstigen Sendungsinhalten in 
perfekter HD-Qualität gespei-
chert und auf anderen entspre-
chend ausgelegten Fernsehern 
ohne Qualitätsverlust wiederge-
geben werden.

In Deutschland sind heute ein 
Großteil der HDTV-Programme 
unverschlüsselt empfangbar – 
eine Ausnahmestellung in Euro-
pa. Durch den Beginn des Re-
gelbetriebs der öffentlich- recht-

lichen Sendeanstalten mit zwei 
freien HD-Sendern (ARD HD, 
ZDF HD) seit Februar 2010 wur-
de dieses Angebot erweitert. Be-
reits im November 2009 waren 
die privaten Sender der RTL-
Gruppe mit einem eigenen HD-
Angebot an den Start gegangen. 
Seit Ende Januar folgten außer-
dem die HD-Programme der 
ProSiebenSat.1-Gruppe (Sat. 1 
HD, ProSieben HD & Kabel Eins 
HD). Diese neuen HD-Pro-
gramme werden via Satellit über 
die HD+ Plattform gesendet. 
Diese Satelitenangebote sind 
damit in ganz Mecklenburg-Vor-
pommern empfangbar. Aus 
Gründen des Jugend- und Ko-
pierschutzes erfolgt dies oft in 
verschlüsselter Form. HD+ 
setzt dabei auf den Common In-
terface Standard CI+. So ge-
nannte Flat-TVs mit CI+ 
Schnittstelle und integrierter 
HD-Empfangseinheit sind für 
den Empfang dieser Programme 
vorbereitet und werden ab Ende 
März im freien Handel verfüg-
bar sein. Die neuen HD-Pro-
gramme lassen sich bei den 
meisten neuen Fernsehern 
durch einen Start des automa-
tischen Sendersuchlaufes relativ 
einfach programmieren. 

Beginn einer flächendeckend 
neuen TV-Ära

HDTV-Systeme von Loewe sind zur Zeit führend bei der Bild- 
und Tonqualität

Seit dem 1. Oktober 
2009 gilt die neue 
Energieeinsparver-
ordnung 2009 (EnEV 
2009). Nochmals 
wurden die Anforde-
rungen an die Mo-
dernisierung von 
A l tbau t en  ve r -
schärft. 

So müssen nun 
beim Dämmen der 
Gebäudehülle oder 
Austausch der Fen-
ster alle Haus- oder 
Wohnungseigentü-
mer darauf achten, 
dass die verwende-
ten Bauteile einen 30 
Prozent besseren en-
ergetischen Wert er-
reichen als die bisher 

gefordert war. Bis Ende 2011 
muss die oberste begehbare Ge-
schossdecke - aber auch das 
Dach darüber eine Wärmedäm-
mung erhalten. Für viele Haus-
eigentümer steigt mit den neuen 
Anforderungen auch der Bera-
tungsbedarf. 

Das Informationsportal www.
Energie-Fachberater.de infor-
miert Modernisierer zu den 
wichtigsten Änderungen der 
EnEV 2009, gibt hilfreiche Mo-
dernisierungstipps und zeigt 
Fördermöglichkeiten für die en-
ergetische Gebäudesanierung 
auf. Bundesweit stehen außer-
dem über 1.500 Energie-Fachbe-
rater für ein kostenloses, unver-
bindliches Erstgespräch bereit.

Praxisgerechte Hilfestellung 
und einen ersten Überblick über 

die einzelnen Modernisierungs-
maßnahmen vom Keller bis zum 
Dach gibt die Broschüre „Ener-
gie sparen – Umwelt schonen", 
die auf www.Energie-Fachbera-
ter.de im Broschüren-Center ko-
stenlos bestellt werden kann. 

Modernisierer erfahren, welch 
hohes Energieeinsparpotenzial 
hinter den einzelnen Maßnah-
men steckt und wie sich das auf 
die Energiekosten sowie den 
Wohnkomfort auswirkt. Welche 
Möglichkeiten es gibt, ein Dach 
zu dämmen, wie eine Fassaden-
dämmung mit Wärmedämm-
Verbundsystem aussieht oder 
wie man mit einer Kellerdecken-
dämmung für "warme Füße" im 
Winter sorgen kann, erklärt die 
16-seitige Broschüre übersicht-
lich, kompakt und einfach.

Neue gesetzliche Vorgaben für Modernisierer
Kostenlose Broschüre gibt Überblick über energetische Modernisierungsmaßnahmen

Neben der Broschüre „Energie sparen – 
Umwelt schonen“ gibt uns auch die KfW 
diverse Tipps zur Verbesserung der en-
ergetischen Gebäudequalität
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Alle Monatsausgaben dieser Zeitung können Sie im Internet unter www.hugmv.de 
in der Rubrik Landeszeitung als PDF-Dokument herunterladen.

Sie wollen Ihre Immobilie  
vermieten oder verkaufen?
Wir sind Ihr professioneller Ansprechpartner!
Nutzen Sie unser starkes bundesweit und international  
tätiges Netzwerk!
Wir bieten Ihnen neben den nötigen Kontakten, umfas-
senden Service und fundiertes Fachwissen bei der Ver-
marktung Ihrer Immobilie!
Vereinbaren Sie telefonisch Ihren persönlichen Gesprächs- 
termin unter (03 81) 12 83 59-0.

RE/MAX Profi Immobilien
Rosa-Luxemburg-Straße 16 · 18055 Rostock · www.remax.de
Regional. National. International.
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nErwin Mantik 
(Bild) aus Mecklen-
burg-Vorpommern 
rückt in den NDR 
Verwaltungsrat ein. 
Der NDR Rund-
funkrat wählte ihn 
auf seiner Sitzung 
am 29. Januar in 
Hamburg als Nach-
folger von Dr. Ulrich 
Born. Gemäß den 
Bestimmungen im 
NDR Staatsvertrag hatte Born sein 
Amt in dem Aufsichtsgremium 
mit seinem Einzug in den Landtag 
von Mecklenburg-Vorpommern 
niedergelegt. 

Erwin Mantik lebt in Schwerin, 
ist Ehrenpräsident des Landesver-
bandes Haus & Grund Mecklen-

burg-Vorpommern 
e.V. und gehörte bis-
her dem NDR Rund-
funkrat an.

Der Verwaltungsrat 
überwacht laut NDR 
Staatsvertrag die Ge-
schäftsführung des 
Intendanten; das 
Gremium übt die Fi-
nanz- und Manage-
mentkontrolle aus. 

Auch wichtige Personalangelegen-
heiten bedürfen seiner Zustim-
mung. Von seinen Aufgaben her 
ist der NDR Verwaltungsrat mit 
dem Aufsichtsrat einer Kapitalge-
sellschaft vergleichbar.

Norddeutscher Rundfunk,
Presse und Information

Erwin Mantik in
den NDR-Verwaltungsrat

gewechselt
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Mit seinem Urteil vom 
22.10.2009 (AZ. VI R 7/09) ließ 
der Bundesfinanzhof (BFH) Auf-
wendungen eines Steuerpflichti-
gen für den behindertengerechten 
Umbau seines Wohnhauses zum 
Abzug als außergewöhnliche Be-
lastungen zu und können in Zu-
kunft einfacher steuerlich geltend 
gemacht werden. Ein durch die 
Aufwendungen etwa erlangter 
Gegenwert blieb dabei außer Be-
tracht. 

Nach § 33 Abs. 1 des Einkom-
mensteuergesetzes (EStG) wird 
die Einkommensteuer auf Antrag 
in bestimmtem Umfang ermäßi-
gt, wenn einem Steuerpflichti-
gen. zwangsläufig größere Auf-
wendungen als der überwie-
genden  Mehrzah l  de r 
Steuerpflichtigen gleicher Ein-
kommensverhältnisse, gleicher 
Vermögensverhältnisse und glei-
chen Familienstandes erwach-
sen. Nach der bisherigen Recht-
sprechung des BFH ist diese 
Steuerermäßigung allerdings 
ausgeschlossen, wenn der Steu-
erpflichtige durch seine Aufwen-
dungen einen Gegenwert erhält.

Im Streitfall wurde der verhei-
ratete Steuerpflichtige durch ei-
nen Schlaganfall schwer behin-
dert. Um ihm trotz seiner außer-
g e w ö h n l i c h  s t a r k e n 
Gehbehinderung weiterhin ein 
Leben in seiner gewohnten Um-
gebung zu ermöglichen und ihm 

den Aufenthalt in einem Pflege-
heim zu ersparen, nahmen die 
Ehegatten im Streitjahr verschie-
dene Umbaumaßnahmen an ih-
rem Einfamilienhaus vor. Die 
von der Krankenkasse nicht be-
zuschussten Kosten für den Bau 
einer Rollstuhlrampe, die Ein-
richtung eines behindertenge-
rechten Bades sowie die Um-
wandlung des ebenerdigen Ar-
be i tsz immers  in  e inen 
Schlafraum, machten die Ehe-
gatten in ihrer Einkommensteu-
ererklärung für das Streitjahr als 
außergewöhnliche Belastung 
geltend. Dies lehnte das Finanz-
amt ab, gewährte jedoch den 
Behinderten-Pauschbetrag sowie 
den Pflege-Pauschbetrag. Die da-
gegen gerichtete Klage der Erben 
des inzwischen verstorbenen 
Steuerpflichtigen wurde mit der 
Begründung zurückgewiesen, es 
fehle an einer Belastung der Klä-
ger, weil sie für ihre Aufwen-
dungen einen Gegenwert erlangt 
hätten. 

Mit dem Urteil vom 1. Oktober 
2009 VI R 7/09 entschied der BFH 
nun, dass die Aufwendungen für 
den behindertengerechten Um-
bau des Hauses als außergewöhn-
liche Belastungen abziehbar sind, 
weil sie so stark unter dem Gebot 
der sich aus der Situation erge-
benden Zwangsläufigkeit stehen, 
dass auch die etwaige Erlangung 
eines Gegenwertes in Anbetracht 

der Gesamtumstände des Einzel-
falles in den Hintergrund tritt. 
Unter den gegebenen Umständen 
könne es nicht darauf ankom-
men, ob die behinderungsbe-
dingten Umbaumaßnahmen zu 
einem realen Gegenwert oder ei-
ner Wertsteigerung der Immobilie 
geführt hätten. Ein Gegenwert, 
der allein auf der möglichen Nut-
zung der Umbauten durch nicht-
behinderte Familienangehörige 
beruhen soll, sei kein realer Ge-
genwert und ungeeignet, den 
steuerlichen Abzug zu verwei-
gern. 

In diesem Fall waren die Auf-
wendungen hochgradig zwangs-
läufig, so dass es letztlich nicht 

darauf ankomme, ob die Um-
baumaßnahmen zu einer Wert-
steigerung beim Eigenheim ge-
führt haben. Somit also als au-
ßergewöhnliche steuerliche 
Belastungen absetzbar.

Haus & Grund Hinweise zum 
Thema:

1. Der VI. Senat des BFH modi-
fiziert mit seiner Entscheidung 
vom 22.10.2009 die erheblich 
strengere Rechtsprechung des 
III. Senats (u. a. Urteil vom 
06.02.1997) und stellte klar: 
Wenn eine besondere Zwangsla-
ge – wie sie hier vorlag – eine 
schnelle Reaktion erfordert, gibt 
es in aller Regel keine andere 

Wahl, als das Eigenheim für den 
Angehörigen behindertengerecht 
umzubauen.

2. Die Abzugsfähigkeit der Ko-
sten für behinderungsbedingte 
Umbaumaßnahmen im eigenen 
Haus wird von der Rechtspre-
chung dann abgelehnt, wenn 
solche Maßnahmen durch eine 
Wertsteigerung des Eigenheims 
quasi kompensiert werden (so 
genannte „Gegenwertlehre“). 
Stehen die behinderungsbe-
dingten Umbaumaßnahmen aber 
wie im Streitfall unter dem Druck 
sofort handeln zu müssen, ist 
nach Ansicht des VI. Senats eine 
etwaige durch die Umbaumaß-
nahmen erzielte Wertsteigerung 
und Gebrauchsverbesserung 
nicht steuerschädlich. 

3. Die Gegenwertlehre ist zu-
dem nicht unumstritten. Ob und 
inwieweit behinderungsgerechte 
Umbaumaßnahmen tatsächlich 
zu einer Wertsteigerung in Form 
eines messbaren „Mehrwertes” 
führen, ist mitunter zweifelhaft. 
Darauf weist auch der VI. Senat 
in den Entscheidungsgründen 
hin.

– In aller Regel werden die das 
Haus mitbenutzenden, nicht be-
hinderten Angehörigen kaum ei-
nen oder sogar keinen in Geld 
messbaren Gebrauchsvorteil aus 
den behinderungsbedingten Um-

bauten haben.
– Solche Umbaumaßnahmen 

würden den Gebäudewert auch 
nur dann tatsächlich steigern und 
zu einem „Mehrwert” führen, 
wenn beim späteren Weiterver-
kauf des Hauses der Erwerber die 
Umbaumaßnahmen zu schätzen 
weiß und deshalb einen höheren 
Preis zu zahlen bereit wäre.

In der Regel dürfte sogar von 
einem Gebäudeminderwert aus-
zugehen sein: Wenn dem spä-
teren Erwerber behindertenge-
rechte Ein-/Umbauten nichts 
nützen (Siehe Bild)  und oder 
nicht mehr zeitgemäß sind, wer-
den ihm zu deren Beseitigung 
zusätzliche Kosten entstehen, 
was sich im Kaufpreis widerspie-
geln wird.

4. Behinderungsbedingte Ge-
bäude-Umbaukosten, die als au-
ßergewöhnliche Belastungen an-
zuerkennen sind, können also 
sofort in voller Höhe steuerlich 
abgesetzt werden und müssen 
nicht etwa längerfristig abge-
schrieben werden. Dies hat der 
BFH ebenfalls klar gestellt. Wahl-
weise können die Kosten aller-
dings auf einen längeren Zeit-
raum verteilt werden, was sich 
anbietet, wenn die steuerrele-
vanten Einkünfte relativ niedrig 
sind und deshalb wenig steuer-
liches Abzugspotenzial vorhan-
den ist.

Behinderungsbedingte Umbaumaßnahmen
sind außergewöhnliche Belastungen

Elektrische Wäschetrockner 
sind schnell, bequem und prak-
tisch – haben aber auch Nach-
teile. Das zeigen aktuelle Unter-
suchungen über den Energie-
verbrauch der elektrischen 
Haushaltshelfer, die zu fol-
gendem Ergebnis kommen: 
Wenn die Wäsche nicht im elek-
trischen Trockner, sondern auf 
einer klassischen Wäschespinne 
(z. B. Linomatic von Leifheit) 
getrocknet wird, kann eine vier-
köpfige Familie mehr als 150 
Euro pro Jahr sparen und den 
CO2-Ausstoß des Haushalts um 
fast 500 Kilogramm verringern. 
Ein wertvoller Beitrag zum Um-
weltschutz! 

Wäschetrockner gehören zu 
den größten „Stromfressern“ im 
Haushalt: Etwa 4,5 Kilowatt-
stunden Strom verbraucht ein 
solches Gerät bei jedem Tro-
ckenvorgang. Deshalb sollte 
man sich ganz genau mit der 
Frage beschäftigen, wie viel 
Geld und Energie gespart wer-
den können, wenn die Wäsche 
ganz klassisch mit einer Wä-
schespinne an der frischen Luft 
getrocknet wird. Grundlage der 
Berechnungen sind dabei sechs 
Trockenvorgänge pro Woche, 
die durchschnittlich in einem 

vierköpfigen Haushalt anfallen. 
Bei rund sieben Monaten pro 
Trockensaison, in denen die 
Wäsche nach draußen gehängt 
werden kann, macht das bei 
einem Stromverbrauch des 
Trockners von 4,5 Kilowattstun-
den und einem durchschnitt-
lichen Strompreis von 0,20 Euro 
mehr als 150 Euro. Untersu-
chungen zeigen, dass Elektro-
technik nicht immer nur Vor-
teile bietet. Das Wäschetrock-
nen an einer klassischen 
Wäschespinne dauert bei gutem 
Wetter nicht länger als im elek-
trischen Trockner und hat damit 
nichts von seiner Attraktivität 
eingebüßt. Ein weiterer Vorteil: 
Die von Sonne und Wind ge-
trocknete Wäsche duftet beson-
ders frisch.

Wer seine Wäsche durch Wind 
und Sonne trocknen lassen 
möchte, sollte beim Kauf eines 
entsprechenden Geräts jedoch 
auf Qualität Wert legen. Um die 
Vorteile des Energie sparenden 
Trocknens auch voll ausnutzen 
zu können, sollte sich die Wä-
schespinne zum Beispiel gut ge-
gen Witterungsbedingungen 
oder Verschmutzung durch Vö-
gel schützen lassen.

Geld sparen beim
Wäschetrocknen

Ist der Vermieter gutmütig und 
duldet über einen längeren Zeit-
raum verspätete Mietzahlungen, 
kann er nachfolgend den Miet-
vertrag deshalb nicht kündigen. 
In diesem Fall wäre generell eine 
vorherige Abmahnung erforder-
lich, so ein Urteil des Amtsge-
richts Pinneberg vom 12.09.2008 
(AZ: 67 C 91/08).

Der Eigentümer vermietet seit 
2004 ein Reihenhaus und klagte 
viel später gegen seinen Mieter. 
Dessen Miete war laut Vertrag 
bis zum dritten Werktag eines 
Monats fällig. Abweichend da-

von zahlte der Mieter die Miete 
jedoch seit Beginn des Mietver-
hältnisses von wenigen Ausnah-
men abgesehen verspätet. Im 
Februar 2008 reichte es dem Ver-
mieter und er kündigte den Miet-
vertrag mit der Begründung der 
fortdauernden verspäteten Miet-
zahlung. Mit der Klage verlangte 
er gleichzeitig die Räumung des 
Hauses. Allerdings ohne Erfolg. 

Der Richter: Es fehlt hier an ei-
ner wirksamen Kündigung. 
Grundsätzlich stelle die verspä-
tete Mietzahlung zwar eine er-
hebliche Pflichtverletzung dar 

und könne damit zwar eine Kün-
digung rechtfertigen. Im vorlie-
genden Fall läge die Sache aber 
anders: Die Kündigung sei ohne 
vorherige Abmahnung nicht 
wirksam. Der Vermieter habe 
hier fast das gesamte Mietver-
hältnis lang die verspätete Miet-
zahlung geduldet. Vor diesem 
Hintergrund wäre eine Abmah-
nung notwendig gewesen, um 
das bisher geduldete Verhalten 
des Mieters zu einer erheblichen 
Pflichtverletzung werden zu las-
sen, die folglich eine begründete 
Kündigung rechtfertigt.

Trotz schleppender Mietzahlung ist 
Kündigung kaum durchsetzbar

Bundeswirtschaftsminister Brü-
derle (FDP) hat die Landesbanken 
zu radikalen Fusionen aufgefor-
dert. Seiner Meinung nach hat sich 
der Föderalismus von kleinen Lan-
desbanken in der global agie-
renden Finanzwelt längst überholt 
und die Aufsichtsräte, in denen 
nicht wenige Regierungsmitglieder 
der Bundesländer agieren, verhin-
dern Fusionen aus erklärbaren 
Selbstzweckgründen. So dürften 
in diesen Banken eigentlich nur 
ausgewählte und qualifizierte Ban-
kerxperten über deren Geschicke 
wachen und nicht Politiker, die 

häufig total unterqualifiziert und 
zusätzlich zeitlich überfordert er-
scheinen. Diese hoch dotierten 
„Politikerposten“ mit deutlichen 
„Aufpolsterfunktionen“ ihrer Brief-
taschen als Aufsichtsräte der Ban-
ken müssen weg! In dem ganzen 
Sektor sollte es endlich zu einer 
Neuordnung kommen. Aus seiner 
Sicht würde eine gut organisierte 
Bank mit einem guten Filialnetz in 
Deutschland  völlig ausreichen. 
Schon heute gibt es Bundesländer 
ohne selbständige Landesbank die 
während der Krise deutlich weni-
ger Euro sinnlos verbrannt haben.

Dagegen warnt der Bundesver-
band Öffentlicher Banken vor Brü-
derles Vorstoß. Man würde so die 
Mittelstandsförderung massiv be-
schädigen würden. Man müsse 
zwar über neue Strukturen nach-
denken, dies dürfe aber nicht in 
eine Panikreaktion münden. Die 
Landesbanken seien für die Finan-
zierung von Mittelstandsbetrieben, 
aber auch von Großunternehmen 
in ihrer Regionalstruktur unver-
zichtbar. Da bleibt doch für uns 
bodenständigen Haus-, Woh-
nungs- und Grundstückseigentü-

mer die Frage offen, weshalb es 
bei Fördermaßnahmen und Kre-
ditvergaben denn bundesweit mit 
der KFW-Bank so gut funktio-
niert?

Haus & Grund Mecklenburg-Vor-
pommern weist seit Jahren auf 
eine Neuordnung der Landes-
banken hin. Die öffentlich-recht-
lichen Spitzeninstitute sind zwar 
zum Großteil in den Händen von 
Bundesländern, Sparkassen und 
einzelnen Kommunen mit Auf-
sichtsorganen, die meist in den 
Händen führender Landes- und 
Bundespolitiker liegen. Dennoch 
sind in den letzten Monaten und 

Jahren mehrere Landesbanken 
wie die BayernLB, die WestLB 
oder die HSH Nordbank spekula-
tive Aktionen sowie durch die Fi-
nanzkrise und Missmanagement 
in massive Bedrängnis geraten. 
Gelder von Steuerzahlern in Milli-
ardenhöhe lösten sich schlicht 
und einfach in Wohlgefallen auf – 
problematisch für die Menschen 
im Land. Es wird wahrlich höchste 
Zeit, in Deutschland zügig zu ei-
ner Neuordnug des Bankwesens 
zu kommen. Oder verschlafen un-
ser „Volksvertreter“ wieder einmal 
die Entwicklung?

E. M. H&G M-V

Radikale Bankenfusion als Lösungsansatz? 

Suchen dringend möblierte Wohnungen!
Unsere Firmenkunden mieten ab

März 2010 in Rostock.
Alle Angebote unter www.rostock.homepcompany.de

) (0381)

über 50x in Deutschland
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Im Landesverband Haus & Grund Mecklenburg-Vorpommern organisierte Mitgliedsvereine
Telefonnummern, Beratungszeiten und -orte (für Mitglieder und Neuaufnahmen)

 Haus & Grund-
 Vereine in M-V  Vorsitzende/r Telefon  Wann/Sprechzeiten Wo

Anklam Holger Krüger 0 39 71/24 31 30 2. und 4. Di im Monat 16–18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 03 88 47/3 35 47 Wochentags abends nach tel. Absprache 19258 Boizenburg Schützenstraße 7

Friedland Norbert Räth 03 96 01/2 16 60 Di 9–12 und Do 9–12 + 13–17 Uhr (o. tel. Ver.) 17098 Friedland Marienstraße 17

Graal-Müritz Hansjörg Seidel 03 82 06/14 609 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Zur Koppenheide 66

Greifswald Eckehard Bürger 0 38 34/50 01 59 Mo 17–18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstraße 18

Hagenow Günter Westendorf 0 38 83/72 22 71 1. Mi im Monat 17–18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Straße 11

Malchow Frank Eckstein 03 99 32/1 39 53 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Straße 23

Neubrandenburg Jens Arndt 03 95/4 21 17 49 2. Mo im Monat 17–19 Uhr 17033 Neubrandenburg Südbahnstraße 17

Neustrelitz Ursula Peukert 0 39 81/20 62 64 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstraße 18

Parchim Manfred Paßgang 0 38 71/26 51 84 Di 16–18 Uhr (oder tel. Vereinbarung) 19370 Parchim August-Bebel-Straße 1

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 0 38 21/81 29 76 Mo–Fr 8–16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Straße 86

Rostock Bernd Läufer 03 81/45 58 74 Mo 17–19 und Do 10–12 Uhr 18057 Rostock Wismarsche Straße 50

Schwerin Monika Rachow 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Straße 11/13

Stralsund Jens Pergande 0 38 31/29 04 07 Di und Do 16–18 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1a

Uecker-Randow Michael Ammon 0 39 73/4 38 00 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Straße 25 c

Waren Özden Weinreich 0 39 9 1/6 43 00 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17192 Waren Sankt-Marcus-Straße 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 0 38 36/60 04 39 1. Fr im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

Rügen (Insel) Jochen Richter 03 83 92/2 23 17 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18546 Sassnitz Bachstraße 50

 Landesverband Haus & Grund® Mecklenburg-Vorpommern
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Landesgeschäftsstelle Frau Knop 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Straße 11/13

Redaktion/Medien Erwin Mantik 03 85/2 07 52 13 Mo 17–18 Uhr (sonst: Tel. 01 72/385 89 59) 19063 Schwerin Bosselmannstraße 11a

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 03 81/4 90 00 26 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Wismarsche Straße 50

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 03 85/5 77 74 08 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Stralsund Hausverwaltung Frau Pawek 0 38 31/29 04 07 nach tel. Vereinbarung 18439  Stralsund Knieperwall 1A

Ausführliche Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE

Wir hatten bereits in der Janu-
arausgabe der Zeitung Haus & 
Grund Mecklenburg-Vorpom-
mern über dieses umfassende 
Thema berichtet.

Die Erbschaftssteuerreform 
hat jedoch eine ganze Reihe von 
Änderungen in den verschie-
densten Gesetzen und Verord-
nungen verursacht, wie uns er-
gänzend Werner Murzynowski 
berichtet. 

Insbesondere aber die Verän-
derung des Bewertungsgesetzes 
(BewG) mit seinen neuen Vor-
schriften in den §§ 178 bis 203 
und die Veränderungen im Bau-
gesetzbuch (BauGB) zur Wer-
termittlung im § 192 bis 199 
sind für uns wichtig. Außerdem 
sind erhebliche Veränderungen 
in der Immobilienwertermitt-
lungsverordnung zu erwarten. 
Der Entwurf liegt dem Gesetz-
geber bereits vor, mit der An-
nahme und Verabschiedung ist 
höchstwahrscheinlich in der 
zweiten Jahreshälfte 2010 zu 
rechnen. Die Hinweise in der o. 
g. Veröffentlichung sind demzu-
folge nach seiner Auffassung 
nicht umfassend genug. 

Bewertungsmaßstab für 
unbebaute und bebaute 

Grundstücke

Der Bewertungsmaßstab, wo-
nach künftig unbebaute und be-
baute Grundstücke in der Be-
steuerung zum gemeinen Wert  
angesetzt werden sollen, wird 
in den § 178 bis 203 erheblich 
modifiziert. Der gemeine Wert, 
wie er durch das Finanzamt er-
mittelt wird, soll dem Verkehrs-
wert/Marktwert lt. § 192 Bauge-
setzbuch (BauGB) entsprechen. 
Nach diesen neuen Vorschriften 
wird sich aber (wie bisher) nur 
ein pauschalierter gemeiner 
Wert ergeben, der in vielen Fäl-
len über dem am Markt erziel-
baren Marktwert liegen wird. 
Weil in den Finanzbehörden die 
Bewertungen nur pauschalisiert 
erfolgen können, hat der Ge-
setzgeber eine Öffnungsklausel 
in § 198 BewG. vorgesehen. 
Deshalb werden Steuerpflichti-
ge wesentlich häufiger zum Mit-
tel der Öffnungsklausel nach § 

198 BewG und dm Nachweis 
des niedrigeren gemeinen Werts 
durch ein Wertgutachten für Ih-
ren Grundbesitz greifen müs-
sen.

Bewertung von unbebau-
ten Grundstücken

Bei den bisherigen Bewer-
tungsvorschriften wurde ein 
pauschalierter Abschlag von 20 
Prozent am Bodenrichtwert vor-
genommen, um die Anzahl der 
möglichen Überbewertung in ei-
ner erträglichen Größenordnung 
zu belassen. Damit sollten dann 
auch pauschal eine Vielzahl von 
individuellen Wertminderungen 
der Grundstücke mit abgegolten 
sein.

Dieser Abschlag von 20 Pro-
zent ist nach den Neurege-
lungen nun nicht mehr vorgese-
hen. Ausgangspunkt bleibt zwar 
der Bodenrichtwert nach § 196 
Baugesetzbuch (BauGB). An-
passungen für individuelle 
Grundstücksmerkmale sollen 
aber lediglich noch im Rahmen 
der Richtwertanpassung (bspw. 
Für Aet und Maß der baulichen 
Nutzung, Grundstücksgröße 
etc.) möglich sein. Damit findet 
dann eine Vielzahl von indivi-
duellen Grundstücksbesonder-
heiten  wie sie in der Praxis 
häufig vorkommen (Grund-
dienstbarkeiten, Baulasten, Be-
einträchtigungen, Belastungen 
etc.) keine Berücksichtigung 
mehr.

Bewertung von bebauten 
Grundstücken

Allgemein gelten auch hier die 
für die Wertermittlung erlas-
senen allgemeinen Vorschriften 
(z. B. die Wertermittlungsver-
ordnung (WertV), die noch in 
diesem Jahr durch die Immo-
WertV ersetzt wird). Allerdings 
wird in den neuen steuerlichen 
Bewertungsvorschriften die üb-
liche Verfahrenswahl oder auch 
die Anwendbarkeit mehrerer 
Verfahren eingeschränkt. Damit 
läuft die Bewertung des Finanz-
amtes auf eine vereinfachte 
Wertermittlung hinaus.

Der Verkehrswert/Marktwert 
eines bebauten Grundstücks 
setzt sich aber aus dem Boden-
wert und dem Zeitwert des/der 
aufstehenden Gebäude/s, dem 
Wert der Außenanlagen und 
sonstiger werbeeinflussender 
Umstände  zusammen. Neben 
den bereitsaufgezeigten Bewer-
tungsmängeln bei der Boden-
wertermittlung kommen nun 
noch weitere Mängel hinzu. So 
soll z. B. nach Abzug der Alters-
wertminderung der verblei-
bende Gebäudewert mindestens 
40 Prozent des Gebäudeherstel-
lungswertes betragen. Was ist, 
wenn der Wert tatsächlich nur 
noch 30 Prozent beträgt?

Zudem wird es bei der Anwen-
dung der Marktanpassungsfak-
toren im Sachwertverfahren 
oder der Liegenschaftszinssätze 
im Ertragswertverfahren, immer 
dann, wenn durch die örtlich 
zuständigen Gutachterausschüs-
se keine geeigneten Marktdaten 
veröffentlicht wurden, häufig 
zu unsachgemäßen Wertansät-
zen kommen.

Nachweis des niedrigeren 
gemeinen Werts

Der gemeine Wert, wie er zum 
Zwecke der Besteuerung ermit-
telt wurde könnte somit höher 
als tatsächlich sein. Wenn der 
Steuerpflichtige beim Erhalt des 
Feststellungsbescheides keine 
Kontrolle bzw. Überprüfung in-
nerhalb der Einspruchsfrist von 
4 Wochen einleitet und damit 
die Grundlage für einen Wider-
spruch verliert, hat er erstmal 
keine Möglichkeit mehr eine Be-
richtigung der Grundsteuer 
durch den Nachweis des nied-
rigeren gemeinen Werts zu er-
wirken. Nach 4 Wochen ist die 
Einspruchsfrist gegen den Fest-
stellungsbescheid des Finanz-
amtes verstrichen und die Ge-
meinde/Stadt kann den Steuer-
bescheid, gegen den kein 
Widerspruch mehr möglich ist, 
erlassen. Multipliziert man dann 
den durch das Finanzamt ermit-
telten gemeinen Wert der ja dem 
Marktwert entsprechen soll, mit 
dem Hebesatz der Kommune, 
der bis zu 500 Prozent (in Stral-
sund gegenwärtig  420 Prozent) 

betragen kann, könnte eine ne-
gative Überraschung  folgen. 
Wie eingangs erwähnt, hat der 
Gesetzgeber zum Zweck der 
Verhinderung derartiger Fälle, 
im § 178 Bewertungsgesetz (Be-
wG) dem Steuerpflichtigen die 
Möglichkeit eingeräumt, den 
niedrigeren gemeinen Wert 
durch ein Gutachten eines qua-
lifizierten Sachverständigen 
nachzuweisen.

In den Haus & Grund-Ortsver-
einen können in dieser Hinsicht 
sicherlich qualifizierte Berater 
konsultiert werden. So sind es 
z. B. in Stralsund Herr Schubert, 
Herr Könenkamp und Werner 
Murzynowski, die über die Haus 
& Grund Stralsund-Geschäfts-
stelle, Am Knieperwall 1a, in 
18439 Stralsund, Tel 03831-
290407, erreichbar sind.

Ergänzendes zur Erbschaftssteuer und
Bewertung des Grundvermögens

Der Autor des Artikels, Herr 
Werner Murzynowski, ehe-
maliger Vorsitzender von 
Haus & Grund Stralsund, ist 
Sachverständiger (WF) für 
Grundstücksbewertung, Ver-
bandgeprüfter Sachverstän-
diger für Wertermittlungen 
im Grundstücksverkehr, Mit-
glied im Landesfachverband 
M-V der Sachverständigen 
im Bauwesen und im Gutach-
terausschuss der Hansestadt 
Stralsund tätig. Außerdem ist 
er Vorsitzender im Experten-
gremium für Immobilienwerte 
Vorpommern/Ost-Mecklen-
burg.

Eine Maisonette-Wohnung 
kann sich in unteren und auch 
in oberen Geschossen eines Ge-
bäudes befinden. Von einer 
Maisonette spricht man in der 
Regel auch dann, wenn zu ei-
ner Wohnung im obersten Ge-
schoss das Dachgeschoss als 
Wohnraum hinzugenommen 
wird. Hier spricht man auch 
von einer Mansardenwohnung, 
wenn sie in einem Mansard-
dach liegt.

Bei Maisonettewohnungen ist 
zwecks Ermittlung der Woh-
nungsfläche die Fläche des zu 

Wohnzwecken mit vermieteten 
Galeriegeschosses unabhängig 
davon zu berücksichtigen, ob 
die Räume des Galeriege-
schosses nach bauordnungs-
rechtlichen Vorschriften deswe-
gen nicht zur Wohnfläche zu 
rechnen sind, weil sie zu weni-
ger als der Hälfte der Grundflä-
che eine lichte Höhe von mehr 
als 2,20 m aufweisen und des-
halb nicht als Aufenthaltsräu-
me gelten. So urteilte zumin-
dest der Bundesgerichtshof in 
seinem Urteil vom 16. Septem-
ber 2009 (VIII ZR 275/08.

Ermittlung der Wohnfläche 
einer Maisonettewohnung 

Bestimmung der Wohn-
fläche in frei finanziertem 

Wohnraum
Neuer Beschluss des Bundes-

gerichtshofes vom 29.09.2009 
(VIII ZR 242/08):

1.	Der Begriff der Wohnflä-
che auch bei frei finanziertem 
Wohnraum anhand der für 
preisgebundenen Wohnraum 
geltenden Bestimmungen aus-
zulegen, sofern die Parteien 
ihm im Einzelfall keine abwei-
chende Bedeutung beigemes-
sen haben oder ein anderer 
Berechnungsmodus ortsüblich 
- oder nach Art der Wohnung 
naheliegender ist.

2.	Einer Vereinbarung darü-
ber, welche Flächen in die Be-

rechnung der Wohnfläche ein-
zubeziehen sind, kommt damit 
Vorrang zu.

3.	Die Flächen von Räumen, 
die nach den vertraglichen Be-
stimmungen zu Wohnzwecken 
vermietet sind (z. B. ausge-
bautes Dachgeschoss), sind 
bei der Wohnflächenermitt-
lung unabhängig davon mit 
einzurechnen, ob sie bei einer 
Flächenberechnung nach den 
Bestimmungen der Zweiten 
Berechnungsverordnung als 
Wohnraum anzusehen sind.

H&G M-V

Kurz  und  bündi g


